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Gesetz zur Weiterentwicklung der Digitalisierung in 
der Migrationsverwaltung (MDWG) 

 

 

Zusammenfassung der wesentlichen Inhalte 

 
 

 

 

• Künftig sollen biometrische Daten zur Neubeantragung befristeter elektronischer Aufent-
haltstitel für bis zu sieben Jahre gespeichert werden, um persönliche Vorsprachen der be-
troffenen Personen bei den ABHen zur Abnahme von Biometrie zu reduzieren. 

• Im AZR werden wesentliche Informationen zur Identitätsklärung einer ausländischen 
bzw. staatenlosen Person strukturiert erfasst, um behördliche Prüfungen zu vereinfachen 
und zu beschleunigen. 

• Visumverfahren werden effizienter gestaltet, indem alle im Visumverfahren beteiligten 
Behörden die für sie relevanten visumantragsbegründenden Informationen zentral aus 
dem AZR erhalten. 

• Der Informationsaustausch zwischen Staatsanwaltschaften und ABHen soll durch die 
Erfassung der Mitteilungen in Strafsachen (MiStra 42) im AZR digitalisiert werden, damit 
relevante Informationen zügig und sicher bei den ABHen ankommen (Neu: Die Regelung 
tritt nunmehr am 1. Mai 2030 in Kraft, um Bund und Ländern einen auskömmlichen Um-
setzungszeitraum zu gewähren). 

• Der Umstand sowie die Dauer einer Leistungseinschränkung oder eines Leistungsaus-
schlusses nach Maßgabe des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) werden im AZR 
abgebildet, um den Informationsaustausch zwischen den Leistungsbehörden und ABHen 
zu verbessern. 

 

Mit einem Änderungsantrag der regierungstragenden Fraktionen wurde der Gesetzentwurf 
um weitere wichtige Aspekte ergänzt, darunter 

 

• die Bekämpfung des Missbrauchs von Sprachzertifikaten durch die Erfassung dieser 
im AZR (namentlich LiD, EBT und DTZ), 

• AZR-Datenabrufe der Kindergeldstellen über Angaben zum aufenthaltsrechtlichen 
Status, 

• eine Übergangsregelung beim Arbeitsverbot für Asylbewerber aus den nach EU-
Recht bestimmten neuen Sicheren Herkunftsländern (§ 104 Abs. 18 AufenthG), um 
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eine drohende gesetzliche Regelungslücke zu schließen. Mit der Anpassung des § 104 
Absatz 18 AufenthG wird Geduldeten aus den sicheren Herkunftsstaaten gemäß Arti-
kel 62 der Verordnung (EU) 2024/1348, die zuvor nicht schon auf nationaler Ebene 
nach § 29a oder § 29b AsylG als sichere Herkunftsstaaten bestimmt waren und die bis 
zum Tag vor Inkrafttreten des GEAS im Besitz einer Erlaubnis zur Ausübung einer Er-
werbstätigkeit waren oder die vor dem 7. Mai 2025 erstmalig eine Duldung erhalten 
haben (ohne zwischenzeitliche Ausreise) die weitere Aufnahme und Ausübung einer 
Erwerbstätigkeit ermöglicht. Diejenigen, die erstmals am oder nach dem 7. Mai 2025 
eine Duldung erhalten haben, sollen vom Verbot der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit 
umfasst sein. Ziel ist eine zügige Aufenthaltsbeendigung. Die Regelung umfasst damit 
die derzeit EU-weit bestimmten sicheren Herkunftsstaaten. Im Falle einer zukünftigen 
Bestimmung weiterer sicherer Herkunftsstaaten auf Unionsebene oder der Aufnahme 
weiterer Staaten als EU-Beitrittskandidaten ist eine erneute rechtzeitige Ergänzung der 
Übergangsvorschrift erforderlich, um dann bestehende Duldungen ggf. vom Arbeits-
verbot ausnehmen zu können. 

• Durch den Änderungsantrag zum MDWG wird der Datenkranz der bereits im AZR spei-
cherbaren Ausschreibungen um die Ausschreibung zur Identitätsklärung in INPOL in 
§ 2 Absatz 2 Nummer 6 AZRG ergänzt. 

• Die AsylbLG-Stellen sollen zukünftig, wie auch die BA und die für die Durchführung 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende zuständige Stellen und die Träger der Sozial-
hilfe, über Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status oder zu einer für oder gegen 
den Ausländer getroffenen aufenthaltsrechtlichen Entscheidung durch sog. „Push-Be-
nachrichtigungen“ informiert werden, um zügig Anpassungen leistungsrechtlicher Art 
vornehmen zu können. 

• Durch den Änderungsantrag zum MDWG wurde die Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2024/1233 über ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Er-
laubnis für Drittstaatsangehörige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhal-
ten und zu arbeiten, in das Gesetzgebungsvorhaben integriert. Die Richtlinie war bis 
zum 21.05.2026 umzusetzen. 

• Es ist eine gesetzliche Klarstellung vorgenommen worden, wonach für das Abnehmen 
von Fingerabdrücken bei der Beantragung eines nationalen Visums eine Altersgrenze 
von sechs Jahren gilt. Die Altersgrenze ergibt sich bereits aus § 49 Absatz 6 Satz 2 Auf-
enthG und wird bei der speziellen Regelung für nationale Visa klarstellend erneut auf-
genommen. Im Gleichklang gilt auf EU-Ebene für die Beantragung eines Schengen-
Visums mit Umsetzung der Reform des VIS und der Änderung des Artikel 13 der Ver-
ordnung (EG) 810/2009 (Visakodex) ebenfalls eine Mindestaltersgrenze von sechs Jah-
ren. 

• Das Gesetz sieht die Speicherung von Informationen zur aufenthaltsrechtlichen Ver-
pflichtungserklärung sowie die Verpflichtungserklärung selbst nunmehr ausschließ-
lich im allgemeinen Datenbestand des AZR vor. Bislang fanden sich die entsprechen-
den Informationen zu visumbefreiten Personen bereits im allgemeinen Datenbestand, 
die Informationen zu visumverpflichteten Personen allerdings in der Visadatei des 
AZR. 


